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Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ra 2020/03/0157 

Ra 2020/03/0158 

Ra 2020/03/0159 

Ra 2020/03/0160 

Rechtssatz 

§ 73 Abs. 2 TKG 2003 sieht unverändert vor, dass bei der Errichtung und dem Betrieb von Funkanlagen 
der Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen gewährleistet sein muss; weiters ist für die 
Errichtung und den Betrieb der verfahrensgegenständlichen Funkanlagen auch nach der im vorliegenden 
Fall maßgebenden Rechtslage weiterhin eine Bewilligung nach § 74 Abs. 1 Z 4 in Verbindung mit § 81 
TKG 2003 erforderlich. Da damit keine für die Entscheidung über die Frage der Parteistellung Dritter im 
Verfahren zur Erteilung einer Bewilligung für die Errichtung und den Betrieb einer Funkanlage nach § 74 
Abs. 1 Z 4 in Verbindung mit § 81 TKG 2003 relevante inhaltliche Änderung der Rechtslage gegenüber 
jener eingetreten ist, die dem Erkenntnis des VwGH vom 27. November 2012, 2011/03/0226, zugrunde 
lag, bedarf es keiner neuen Leitlinien der Rechtsprechung des VwGH. Es besteht daher auch keine 
Veranlassung, von der zur Rechtslage nach dem TKG 2003 in der Fassung vor der Novelle BGBl. I Nr. 
102/2011, die sich inhaltlich nicht relevant von der hier maßgeblichen Rechtslage unterscheidet, 
ergangenen Rechtsprechung des VwGH abzuweichen, wonach es sich bei der nach den Bestimmungen 
der §§ 73, 74 und 81 TKG 2003 der Behörde übertragenen Hintanhaltung von Gefährdungen um die 
Wahrnehmung öffentlicher Interessen handelt, die von der Behörde von Amts wegen zu prüfen sind. Ein 
subjektives Recht von Dritten im räumlichen Nahebereich der Anlage, dass die Behörde die ihr gesetzlich 
übertragenen Aufgaben im Rahmen des Verfahrens nach § 74 TKG 2003 wahrnimmt, besteht demnach 
nicht; diesen kommt im Verfahren zur Erteilung der Bewilligung für die Errichtung und den Betrieb einer 
Funkanlage daher keine Parteistellung zu (VwGH 27.11.2012, 2011/03/0226 mwN). 
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